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Allgemeinverfügung nach § 160 Abs. 1 TKG 

Zur Feststellung der Unterversorgung sowie zur Ankündigung eines Vorgehens nach § 

161 Abs. 2 TKG

Die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen hat im 

Verwaltungsverfahren am 20.09.2023 entschieden:  

1. Die Bundesnetzagentur stellt fest, dass in dem wie folgt bezeichneten Gebiet, bestehend 

aus dem Grundstück 

21770 Mittelstenahe, Am Liebesweg 6 

keine Versorgung mit Telekommunikationsdiensten nach  

§ 157 Absatz 2 Telekommunikationsgesetz (TKG), hier im Sinne eines schnellen 

Internetzugangsdienstes, aktuell und auch nicht in objektiv absehbarer Zeit nach § 158 

Absatz 1 TKG zu einem für Verbraucher erschwinglichen Endnutzerpreis erbracht wird.

2. Die Bundesnetzagentur stellt in dem von der Feststellung umfassten und unter Ziffer 1 

bezeichneten Gebiet einen tatsächlichen Bedarf für eine Versorgung mit den nach  

§ 157 Absatz 2 TKG in Verbindung mit der TK-Mindestversorgungsverordnung (TKMV) 

mindestens verfügbaren Telekommunikationsdiensten fest.  
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3. Die Bundesnetzagentur wird nach den Vorschriften des § 161 Absatz 2 TKG vorgehen, 

sofern kein Unternehmen innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser 

Allgemeinverfügung schriftlich oder elektronisch gegenüber der Bundesnetzagentur 

zusagt, sich zur Versorgung mit Telekommunikationsdiensten nach § 157 Absatz 2 TKG 

und § 158 Absatz 1 TKG in dem in Ziffer 2 benannten Gebiet ohne Ausgleich nach § 162 

TKG zu verpflichten. 

Begründung  

I. 

Die Person, die zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Allgemeinverfügung auf dem bezeichneten 

Grundstück ihren Hauptwohnsitz hat, hat der Bundesnetzagentur am 22.01.2021 sinngemäß 

mitgeteilt, dass sie die Herstellung eines Anschlusses begehrt, der die Anforderungen an eine 

Mindestversorgung mit Telekommunikationsdienstleistungen gemäß den rechtlichen Grundlagen 

erfüllt. Zuletzt hat die Person am 15.09.2023 gegenüber der Bundesnetzagentur mitgeteilt, dass 

sie die Herstellung eines Anschlusses begehre, der für 30 Euro im Monat 10 Mbit/s im Downlink 

gewährt.  

Die Sachverhaltsermittlung hat das Folgende ergeben:  

Das Grundstück verfügt nicht über einen leitungsgebundenen Anschluss und liegt auch nicht in 

einem Fördergebiet, das die Herstellung eines solchen Anschlusses in nächster Zeit erwarten 

lässt. 

Ausweislich des als Anlage beigefügten Recherchedokuments kann zwar Outdoor ein 

Sprachkommunikationsdienst über das GSM-Netz sichergestellt werden. Allerdings ist davon 

auszugehen, dass über mobilfunkbasierte Technologien kein schneller Internetzugangsdienst zur 

Verfügung steht, der für 30 Euro im Monat eine tatsächlich mögliche Downloadgeschwindigkeit 

von 10 Mbit/s (ohne Datenvolumenbegrenzung) regelmäßig zur Verfügung stellt. Ein Produkt, das 

diesen Anforderungen genügt, wird nach den auf der jeweiligen Homepage einsehbaren 

Produktpaletten derzeit allein aus dem Unternehmen Telefónica Germany GmbH & Co. OHG 

angeboten, das aber an dem benannten Standort über ein Netz mit so schwachen Pegelwerten 

verfügt, dass insbesondere bei schlechtem Wetter davon auszugehen wäre, dass selbst unter 

Nutzung einer Außenantenne der Empfang schlecht wäre und nicht immer dann, wenn 10 Mbit/s 

im Downlink abgerufen werden, diese Werte auch zur Verfügung stehen.  

Das Ergebnis der technischen Recherche, aus dem sich die Versorgungssituation vor Ort ergibt, 

ist als Anlage beigefügt.  

II. 

Die Zuständigkeit der Bundesnetzagentur für den Erlass der Unterversorgungsfeststellungen und 

die weiteren Ziffern des Tenors ergibt sich aus § 160 TKG. 
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Weder der Erlass einer Unterversorgungsfeststellung noch die Aufforderung nach § 160 Abs. 2 

TKG stehen im Ermessen der Bundesnetzagentur. Es handelt sich um eine gebundene 

Entscheidung. Die Bundesnetzagentur muss die benannten Bescheide erlassen, sofern die 

Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt sind. Das Handeln der Bundesnetzagentur muss allerdings 

verhältnismäßig sein. 

1. Zu Ziffer 1 des Tenors 

Stellt die Bundesnetzagentur im Rahmen ihrer Überwachung gemäß § 157 Absatz 1 TKG und § 

158 Absatz 2 TKG fest, dass einer der nachfolgenden Umstände vorliegt, so veröffentlicht sie 

innerhalb von zwei Monaten nach erstmaliger Kenntniserlangung diese Feststellung, § 160 Abs. 

1 TKG:  

1. eine Versorgung mit Telekommunikationsdiensten nach § 157 Absatz 2 TKG wird weder 

aktuell noch in objektiv absehbarer Zeit angemessen, ausreichend oder nach § 158 Absatz 

1 TKG zu einem erschwinglichen Endnutzerpreis erbracht, 

2. es ist zu besorgen, dass eine Versorgung mit Telekommunikationsdiensten nach § 157 

Absatz 2 TKG zukünftig nicht mehr gewährleistet sein wird. 

§ 157 Abs. 2 TKG verlangt, dass ein Mindestangebot an Telekommunikationsdiensten verfügbar 

sein muss, das besteht aus einem Sprachkommunikationsdienst sowie einem schnellen 

Internetzugangsdienst für eine angemessene soziale und wirtschaftliche Teilhabe, einschließlich 

des hierfür notwendigen Anschlusses an ein öffentliches Telekommunikationsnetz an einem 

festen Standort. Konkretisiert werden die Anforderungen durch die nach § 157 Abs. 3 TKG zu 

erlassende Rechtsverordnung. Diese regelt die folgenden Voraussetzungen:  

 Sprachkommunikationsdienst: 

Bandbreite 

a) im Download: mindestens 64 Kilobit pro Sekunde; 

b) im Upload: mindestens 64 Kilobit pro Sekunde; 

Latenz: höchstens 150,0 Millisekunden. 

 Internetzzugangsdienst: 

Bandbreite 

a) im Download: mindestens 10,0 Megabit pro Sekunde; 

b) im Upload: mindestens 1,7 Megabit pro Sekunde; 

Latenz: höchstens 150,0 Millisekunden. 

Sofern der Endnutzer ein Verbraucher ist, hat er darüber hinaus Anspruch darauf, diese 

Mindestversorgung zu einem erschwinglichen Preis zu erhalten. Der Anspruch besteht nur dann, 

wenn der Endnutzer tatsächlich nur die Mindestversorgung begehrt. Höherwertige Produkte, die 

der Verbraucher in Anspruch nehmen möchte, müssen nicht zu einem „erschwinglichen Preis“ im 

Sinne des § 158 TKG angeboten werden. Die Bundesnetzagentur hat den erschwinglichen Preis 

am 16. Juni 2023 (Nachweis über die Zeichnung durch das Präsidium anbei) mit einem Betrag 

um 30 Euro ermittelt.  
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Die Feststellung der Unterversorgung einschließlich der Prognose der künftigen 

Versorgungsaussichten nach Ziffer 1 des Tenors, gestützt auf § 160 Abs. 1 TKG, stellt eine 

Momentaufnahme dar, die die Versorgungssituation in dem Zeitpunkt der Wirksamkeit dieses 

Bescheides beschreibt.  

Im Einzelnen: 

Für das benannte Grundstück ist Nr. 1 einschlägig.  

Das Grundstück wird zwar mittels eines Mobilfunknetzes des sogenannten Global System for 

Mobile Communications (GSM) in ausreichender Qualität mit Sprachkommunikationsdiensten zu 

einem für Verbraucher erschwinglichen Preis versorgt. Allerdings fehlt ein Anschluss zu und eine 

Versorgung mit einem schnellen Internetzugangsdienst. Für eine Versorgung mit einem schnellen 

Internetzugangsdienst kommen grundsätzlich drei Technologien in Frage:  

 Leitungsgebundene Anschlüsse, 

 Mobilfunk sowie 

 Satellitenfunk-Lösungen, sofern der Satellit der Kategorie Low Earth Orbit (LEO) oder 

Medium Earth Orbit (MEO) zuzuordnen ist. Andere, geostationäre Satelliten erfüllen 

die Latenzanforderungen der TK-Mindestversorgungsverordnung (TKMV) technisch 

nicht.  

a) Zu leitungsgebundenen Anschlüssen 

Das benannte Flurstück verfügt über keinen leitungsgebundenen Anschluss an ein öffentliches 

Telekommunikationsnetz, über den ein schneller Internetzugangsdienst erbracht werden kann.  

Ein leitungsgebundener Anschluss oder eine Hybrid-Lösung werden auch nicht in absehbarer Zeit 

hergestellt werden. Die Formulierung „in objektiv absehbarer Zeit“ ist dabei in Anlehnung an die 

gesetzlichen Fristen und die minimale Dauer bis zur Umsetzung einer Verpflichtungsentscheidung 

nach Teil 9 TKG mit einem Zeitraum von einem Jahr zu konkretisieren.  

b) Zu Mobilfunk 

Für eine Mobilfunkversorgung durch einen schnellen Internetzugangsdienst legt die 

Bundesnetzagentur die folgenden Maßstäbe zu Grunde:  

Bei der Bewertung der Mobilfunkversorgung ist auf eine Outdoor-Situation abzustellen. Dies ergibt 

sich aus einer verfassungskonformen Auslegung des § 156 Abs. 1 TKG: 

Dort ist geregelt, dass Endnutzer „an ihrer Hauptwohnung oder an ihrem Geschäftsort“ einen 

Anspruch auf eine Mindestversorgung mit Telekommunikationsdiensten nach § 157 Abs. 2 TKG 

haben. Das Handbuch der Rechtsförmlichkeit (Bekanntmachung im Bundesanzeiger am 22. 

September 2008) sieht unter Randziffer 68 vor, dass Wörter treffend sein und logisch richtig 

verwendet werden müssen. Die Präposition „an“ beschreibt eine Örtlichkeit, die angrenzt und nicht 

von dem dahinter stehen Begriff in räumlicher Hinsicht umfasst wird“. Dies wird auch durch die 

Gesetzesbegründung belegt (BT-Drucks. 19/26108, S. 349). Dort wird aufgeführt: 
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„Anspruchsgegner sind die Unternehmen, die in dem Gebiet, in dem sich die Hauptwohnung oder 

der Geschäftsort des Endnutzers befindet, zur Versorgung mit Telekommunikationsdiensten nach 

§ 156 Absatz 2 verpflichtet sind.“ Die Verpflichtung erfolgt demnach gebietsbezogen und 

beinhaltet bei einem leitungsgebundenen Anschluss nicht die Verpflichtung, auf dem Grundstück 

des Endnutzers die Wanddurchführung auf eigene Kosten und eigenes Risiko zu erhalten. Nichts 

Anderes darf für den Mobilfunk gelten. Art. 3 Abs. 1 GG gebietet es, wesentlich gleiche 

Sachverhalte gleich und wesentlich ungleiche Sachverhalte unterschiedlich zu behandeln. Da das 

TKG beim „Recht auf Versorgung mit Telekommunikationsdiensten“ einen technologieneutralen 

Ansatz verfolgt, bestehen keine sachlichen Gründe, für das „In-das-Haus-Führen“ eines Signals 

technologieabhängig unterschiedliche Pflichten aufzuerlegen. Würden einem 

Telekommunikationsunternehmen (TKU) die Pflicht dazu sowie die damit verbundenen Risiken 

auferlegt, so würde nicht nur in das Grundrecht der Berufsfreiheit, Art. 12 Abs. 1 GG, 

unverhältnismäßig eingegriffen, sondern auch in die Grundrechte der Immobilieneigentümer und 

-nutzer (Art. 13 Abs. 1 GG und Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG). Dann würde es nämlich dem TKU 

obliegen zu entscheiden, auf welche Art und Weise und an welcher Stelle die Wandöffnung 

stattfindet. Eine solche Vorgehensweise, bei der das TKU zusätzlich mit den Kosten für eine 

Indoor-Versorgung belastet würde, wäre verfassungsrechtlich nicht zulässig. Darüber hinaus sind 

die Verhältnisse und Gegebenheiten, wie ein – leitungsgebundenes oder funkbasiertes – Signal 

ins Haus geführt werden kann, derart vielfältig und individuell, dass eine Berücksichtigung im 

Rahmen der Mindestversorgung die Anforderungen an die TKU und den damit verbundenen 

Eingriff unverhältnismäßig werden ließe. Da das Hereinführen des Signals für den Endnutzer 

leitungsgebunden wie funkbasiert ohne besonderen Aufwand steuerbar ist, würde die damit 

einhergehende zusätzliche Belastung der TKU das Maß des Angemessenen übersteigen. Der 

Zweck des Gesetzes wird vollumfänglich erfüllt, wenn „an“ dem Gebäude die Mindestversorgung 

zur Verfügung steht, da diese mit minimalen Leitungsverlusten ins Innere des Gebäudes geführt 

werden kann. 

Die Beurteilung einer sachgerechten Indoor-Versorgung wäre im Übrigen nur dann möglich, wenn 

die Bundesnetzagentur Zugang zu jedem Gebäude erhalten könnte, um die individuelle 

Wanddämpfung, bei der „typische Durchschnittswerte“ nicht ansatzweise die tatsächliche 

Dämpfung zutreffend beschreiben, zu ermitteln. Das Fehlen einer dafür zwangsläufig 

erforderlichen gesetzlichen Grundlage (Art. 13 GG) belegt, dass es allein um eine außen 

anliegende Versorgung gehen darf.  

Das Verfahren der Carrier Aggregation (CA) wird im Zuge der Bewertung als die Datenrate 

erhöhend betrachtet, soweit das jeweilige TKU entsprechende Endgeräte anbietet. Zwar bestehen 

Unwägbarkeiten wie die Auswahl der heranzuziehenden Bänder, Reihenfolge und Kombination. 

Allerdings wird CA auch im Rahmen der Überprüfung von Versorgungsauflagen als 

berücksichtigungsfähig erachtet. Der Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung gebietet es daher, 

im Rahmen des Rechts auf Versorgung mit Telekommunikationsdiensten ebenso vorzugehen. 

Eine Mobilfunkversorgung (schneller Internetzugangsdienst) wird als gegeben erachtet, wenn der 

an dem Grundstück vorhandene Pegel des Referenzwertes RSRP (bei LTE oder NR) bei 

Messung mindestens -105 dBm ergibt und die verfügbare Datenrate (unter Berücksichtigung der 

aktuellen Zellauslastung) tatsächlich erwarten lässt, dass dann, wenn der Endnutzer 10 Mbit/s im 

Downlink (und 1,7 Mbit/s im Uplink, jeweils bei einer Latenz von unter 150 ms) abruft, diese 

Datenraten zur Verfügung stehen. Unterschreitungen der Datenrate in Einzelfällen (unterhalb drei 
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Prozent der Zeit) bleiben außer Betracht, da die TKMV davon ausgeht, dass die Werte 

„regelmäßig“ eingehalten werden müssen. Für die Bestimmung eines hinreichenden Pegels 

orientiert sich die Bundesnetzagentur an einer Studie der ANACOM, die wissenschaftlichen 

Standards entspricht und welche sich die Behörde zu eigen macht. Die Studie ist abrufbar unter 

https://www.anacom.pt/render.jsp?categoryId=392129. Bei Messungen wird der Pegel auf eine 0 

dB Gewinn/Verlust-Antenne gerechnet. 

Im Zuge der Auslegung sowie unter Berücksichtigung des Umstandes, dass ein nicht mehr 

verhältnismäßiger Eingriff in die Rechte der TKU unzulässig wäre, bleiben geringfügige 

Unterschreitungen, sofern sie das Nutzererlebnis nicht beeinträchtigen, außer Betracht. Der 

Begriff „regelmäßig“ stellt dabei einen unbestimmten Rechtsbegriff dar, welcher der Auslegung 

durch die Bundesnetzagentur bedarf. Die Festlegung auf die Schwelle von maximal drei Prozent 

ist praxistauglich und führt dazu, dass das Nutzererlebnis faktisch nicht eingeschränkt wird. Wenn 

bei 100 Messungen 97 Messungen die erforderliche Mindestbitrate gewähren oder übersteigen, 

kann davon ausgegangen werden, dass es sich bei den drei Fällen um keine systematischen 

Unterschreitungen oder regelhaften Netzüberlastungen handelt. Die Schwelle von 97 Prozent 

resultiert aus dem 2-Kriterium bei der Gauß‘schen Normalverteilung (gerundet auf ganze 

Zahlen). Die Berücksichtigung der Normalverteilung beim Merkmal regelmäßig ist erforderlich, um 

den statistischen Eigenschaften von Verkehrsströmen Rechnung zu tragen.  

Es befindet sich keine Basisstation in der Nähe, die eine LTE- oder NR-Versorgung ermöglicht. 

Bereits nach den Karten der Mobilfunknetzbetreiber, die der Behörde vorliegen, ist eine 

Versorgung entsprechend den Werten der TKMV nicht möglich. Dementsprechend ist nicht von 

einer Versorgung im Sinne des § 157 Abs. 2 TKG auszugehen. 

Darüber hinaus wurde festgestellt, dass zwei Unternehmen keinen Mobilfunktarif anbieten, der 

den Anforderungen an die Erschwinglichkeit, § 158 Abs. 1 TKG, genügt. Der Preis für ein 

entsprechendes Produkt liegt deutlich oberhalb des ermittelten, um 30 Euro liegenden, Betrages. 

Damit ist trotz vermutlich technischer Versorgung von einer rechtlichen Unterversorgung nach § 

160 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 TKG auszugehen.  

c) Zu Satellitenfunk:  

Für das zu versorgende Grundstück stellt Starlink das Angebot satellitengestützter 

Internetversorgung bereit. Allerdings geschieht dies nicht zu einem für Verbraucher 

erschwinglichen Preis im Sinne des § 158 TKG. Die Auswertung zur Ermittlung erschwinglicher 

Preise hat einen Preis von ca. 30 Euro ergeben. 

Der Preis für das Angebot von Starlink liegt aktuell bei 65 Euro. Der Umstand, dass damit eine 

„technisch bessere“ Versorgung angeboten wird, ändert daran nichts. Das Recht auf Versorgung 

mit Telekommunikationsdiensten gewährt jedem Verbraucher das Recht auf eine 

„Grundversorgung gemäß TKMV zu einem erschwinglichen Preis“.  

Damit liegt eine Unterversorgung nach § 160 Abs. 1 TKG vor, da zwar technisch eine Versorgung 

gegeben ist, die allerdings – da Verbraucher betroffen sind – nicht den Anforderungen an die 

Erschwinglichkeit genügt. Der designierte Endnutzer ist Verbraucher im Sinne des § 13 BGB. Er 
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begehrt eine Versorgung an seinem Hauptwohnsitz und beabsichtigt den Vertragsschluss 

insoweit nicht überwiegend zu gewerblichen oder freiberuflichen Zwecken. 

2. Zu Ziffern 2. und 3. des Tenors 

Stellt die Bundesnetzagentur im Rahmen ihrer Feststellung nach Ziffer 1 des Tenors in dem von 

der Feststellung umfassten Gebiet einen tatsächlichen Bedarf für eine Versorgung mit den nach 

§ 157 Absatz 2 TKG mindestens verfügbaren Telekommunikationsdiensten fest, kündigt sie mit 

der Veröffentlichung der Unterversorgungsfeststellung an, nach den Vorschriften des § 161 

Absatz 2 TKG vorzugehen, sofern kein Unternehmen innerhalb eines Monats nach 

Veröffentlichung der Unterversorgungsfeststellung schriftlich oder elektronisch gegenüber der 

Bundesnetzagentur zusagt, sich zur Versorgung mit Telekommunikationsdiensten nach § 157 

Absatz 2 TKG und § 158 Absatz 1 TKG ohne Ausgleich nach § 162 TKG zu verpflichten. 

Ein Bedarf liegt vor, wenn ein oder mehrere Endnutzer, der oder die dort tatsächlich seinen oder 

ihren Hauptwohnsitz hat oder haben, ein entsprechendes Bedürfnis geäußert haben und am Markt 

kein ausreichendes Produkt vorhanden ist (BT-Drucks. 19/26108, S. 354). Jeder Verbraucher hat 

das Recht, eine Mindestversorgung von 10 Mbit/s zu einem erschwinglichen Preis zu verlangen. 

Dies hat der Endnutzer/haben die Endnutzer des Grundstücks zuletzt fernmündlich am 

15.09.2023 getan. 

Es wurde gegenüber der Bundesnetzagentur mitgeteilt, dass er eine Versorgung mit einem 

schnellen Internetzugangsdienst begehrt, die den Anforderungen des § 158 Abs. 2 TKG 

entspricht. Bei der Anschrift handelt es sich nach entsprechender Prüfung auch um den 

Hauptwohnsitz des Endnutzers.  

Für die Bekanntgabefiktion wird im vorliegenden Fall § 210 Satz 4 TKG in Verbindung mit  

§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG angewendet. Die Ausnahme vom Regelfall des § 210 Satz 3 TKG ist 

aus Sachgründen geboten: Um bei Allgemeinverfügungen nach § 160 TKG eine Kongruenz 

zwischen der Mitteilungsfrist nach § 160 Abs. 2 TKG und der Rechtsbehelfsfrist herzustellen, soll 

die Bekanntgabe am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt sowie auf der Homepage 

eintreten. Nichts anderes soll für den actus contrarius der Aufhebung solcher Verfügungen gelten.  

Hinweise:  

Zusagen gemäß Ziffer 3, sich zur Versorgung mit Telekommunikationsdiensten nach §§ 157 

Absatz 2 und 158 Absatz 1 TKG ohne Ausgleich nach § 162 TKG zu verpflichten, sind schriftlich 

zu richten an:  

Bundesnetzagentur 

Heinrich-Hertz-Straße 6 

03044 Cottbus 

oder elektronisch an: 

RaVT@BNetzA.de. 
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Bekanntgabe nach § 210 TKG 

Die vollständige Entscheidung ist auch auf der Internetseite der Bundesnetzagentur veröffentlicht. 

Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der 

Bundesnetzagentur und der Veröffentlichung auf der Internetseite der Bundesnetzagentur als 

bekannt gegeben, § 210 Satz 4 TKG in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem 

Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, erhoben werden. 

Im Auftrag 

gez. Martin Deitenbeck 

Uhrzeit: 10:52 Uhr 
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